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1. Herr Michelsen, die Mietpreisbremse sieht vor, dass die 

Miete bei neu geschlossenen Verträgen das Niveau der 

ortsüblichen Vergleichsmiete um nicht mehr als zehn Pro-

zent übersteigen darf. Die in diese Maßnahme gesetzten 

Hoffnungen wurden aber bislang nicht wirklich erfüllt. Ist 

die Mietpreisbremse eine Fehlkonstruktion? Das kann man 

so pauschal nicht sagen. Die Mietpreisbremse hat gewisse 

Schwächen und hat möglicherweise Hoffnungen geweckt, die 

sie in dieser Form nicht erfüllen konnte. Eine zentrale Erkennt-

nis aus unserer Analyse ist, dass die Mietpreisbremse in vielen 

Regionen keine Wirkung entfalten kann, weil die Mietdynamik, 

die vor der Einführung der Mietpreisbremse dort stattgefunden 

hat, nicht so kräftig war, dass die Regulierung tatsächlich eine 

Veränderung des Trends hätte herbeiführen können.

2. Kann denn die Mietpreisbremse unter anderen Bedingun-

gen wirksam sein? Die Mietpreisbremse wirkt dort, wo die 

Mieten vor Einführung der Regulierung um mindestens 3,9 

Prozent gestiegen sind. In Regionen mit einem vorherigen 

Mietwachstum von mindestens 4,8 Prozent sehen wir sogar, 

dass die Mieten für regulierte Wohnungen mit Einführung der 

Mietpreisbremse einmalig gesunken sind. Das ist ein klares 

Indiz dafür, dass die Regulierung genau das getan hat, was 

sie sollte. In Regionen, in denen die Mieten im Vorfeld der 

Einführung um weniger als 3,9 Prozent pro Jahr gestiegen 

sind, beobachten wir schlicht und ergreifend keinen Effekt der 

Mietpreisbremse. Typischerweise sind das die Regionen, die 

an den Stadträndern liegen, und nicht die urbanen Zentren.

3. Hat der Gesetzgeber überhaupt eine Möglichkeit, zwi-

schen diesen Regionen mit unterschiedlichen Mietpreis-

dynamiken zu unterscheiden? Er könnte natürlich versu-

chen, stärker zu differenzieren, doch das ist nicht der Punkt. 

Die eigentliche Frage ist, welche Regionen möchte man 

tatsächlich regulieren? Man hat sich mit diesem Zehn-Pro-

zent-Aufschlag eine ganz bestimmte Gruppe von Stadtteilen 

herausgepickt. Damit hat man allerdings auch in anderen 

Stadtteilen die Hoffnung geweckt, dass die Mietpreisbremse 

eine Wirkung entfalten kann, und diese Hoffnungen wurden 

dann teilweise enttäuscht.

4. Welche Auswirkungen hat es auf den Wohnungsmarkt 

und die Neubautätigkeit, wenn durch Maßnahmen wie 

die Mietpreisbremse preisregulierend eingegriffen wird? 

Ökonomen verwehren sich typischerweise diesem Instru-

ment der Mietpreisbremse. Das Argument ist immer, dass 

man damit das langfristige Knappheitsproblem nicht in den 

Griff bekommt. Die Kritik an der Mietpreisbremse, sie wäre 

eine Investitionsbremse, ist allerdings verfehlt, denn der 

Neubau ist von der Mietpreisbremse ausgenommen. Das er-

höht die Rentabilität von Neubauinvestitionen deutlich. Weil 

dieses Segment eine Art Überdruckventil für den regulierten 

Markt ist, steigen die Mieten dort besonders stark, und der 

Anreiz, in den Wohnungsneubau zu investieren, wird durch 

die Mietpreisbremse eher gesteigert als gehemmt.

5. Ist die Mietpreisbremse insgesamt also doch besser als 

ihr Ruf? Das ist zumindest der Schluss, den wir jetzt aus 

unserer Analyse ziehen. Wir stellen tatsächlich eine Wirkung 

der Mietpreisbremse in dem Sinne fest, dass die Mieten nicht 

so stark steigen wie vor ihrer Einführung. Die Frage, die sich 

stellt, ist, wer von der Regulierung letztlich profitiert. Hier war 

die Hoffnung, dass man Personen mit geringen Einkommen 

erreichen kann. Das ist allerdings relativ unwahrscheinlich. 

Nach wie vor ist zu erwarten, dass Vermieter diejenigen 

aussuchen, die eine gewisse Bonität haben. Insofern dürften 

vor allem Personen mit mittleren Einkommen Profiteure der 

Mietpreisbremse sein.

6. Welche politischen Konsequenzen sollten aus ihren Er-

gebnissen gezogen werden? Die Politik sollte sich vielleicht 

nicht zu sehr treiben lassen. Sicherlich gibt es Möglichkeiten, 

das Regularium noch etwas effektiver zu gestalten, aber 

man hat jetzt einen gewissen Zeitpuffer. Diese fünf Jahre, die 

die Mietpreisbremse gelten soll, sollte man nutzen, um die 

Wohnungsbautätigkeit nach Kräften auszuweiten.

Das Gespräch führte Erich Wittenberg.
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